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Edgar Schuler, Lausanne

Marion Vassaux, eine 21-jährige
Frau aus Lausannemit Lese- und
Schreibschwäche, hat ein ehrgei-
ziges Ziel: Sie möchte Tierärztin
werden. Ihre Geschichte hatAuf-
merksamkeit erregt, weil sie bis
vors höchste Gericht gegangen
ist und um ihr Recht auf den Zu-
gang zu ihrer Traumausbildung
kämpft. Diesen hatte ihr die Uni-
versität Bern verweigert.

Gestern haben drei Richterin-
nen und zwei Richter der zustän-
digen Kammer mehr als drei
Stunden lang miteinander über
den Fall, Chancengleichheit und
Bildungsgerechtigkeit debattiert
– und sich dann in einer drama-
tischenWende ganz am Schluss
für die junge Frau entschieden.

«Eswarwie ein Krimi», sagte
Caroline Hess Klein von der Be-
hindertenorganisation Inclusion
Handicap. Sie hatte Vassaux
beim Rekurs unterstützt und
nach Lausanne ans Gericht be-
gleitet. Vor Bundesgericht er-
schienen auch Vertreterinnen
und Vertreter verschiedener
weiterer Behindertenorganisa-
tionen. Zum ersten Mal in der
Geschichte des Gerichts wurde
eine Verhandlung in Gebärden-
sprache übersetzt.

Ein Drittel mehr Zeit
Der Fall geht jetzt zurück ans
Verwaltungsgericht des Kantons
Bern. Es muss mithilfe eines
neuen, unabhängigen Gutach-
tens überprüfen, ob angehenden
Studierenden mit Lese- und
Schreibschwäche bei der medi-
zinischen Zugangsprüfungmehr
Erleichterungen gewährtwerden
können, als die Uni Bern bisher
zuliess.

Zentral dabei: Es muss ge-
währleistet sein, dass die Chan-
cengleichheit aller, also auch der
nicht behinderten Anwärter, ge-
wahrt bleibt.

Auf den Stufen des Gerichts-
gebäudes sagte eine sichtlich be-
wegte Vassaux: «Ich bin erleich-
tert und froh, dass ich das alles
miterleben durfte. Es ist das ers-
te Mal, dass ich wirklich das Ge-
fühl habe, dassmeineArgumen-

te gehört werden und dass mei-
ne Stimme ein bisschen weiter
trägt, als es bisher der Fall war.»

Vassaux war 2021 zur Zu-
gangsprüfung in Bern angetre-
ten. Im Vorfeld hatte sie der Uni
ihren Fall klargemacht und ein
Drittel mehr Zeit für die Lösung
der Prüfungsfragen beantragt.
Dieser Zeitzuschlag sollte ihr er-

möglichen, auf Augenhöhe mit
den anderenTeilnehmenden um
einen Studienplatz zu kämpfen.
Die Uni lehnte das ab und erhielt
vom Verwaltungsgericht recht.

Eine Minderheit des Bundes-
gerichts folgte den Argumenten
derUniversität undmeinte, dass
ein Zeitzuschlag den Charakter
des Zugangstests verändern

würde. «Zentrale Fähigkeiten für
das Medizinstudium könnten
nichtmehrgeprüftwerden», sag-
te eine Richterin. Dazu gehört,
unter Zeitdruck und Stress Infor-
mationen zu verarbeiten, Priori-
täten zu setzen und schnell ent-
scheiden zu können.

Ein zweiter Richter sagte, der
Zeitzuschlag führe zu einer

«Überkompensation» der Lese-
und Schreibschwäche. Mehr
Chancengleichheit für Behinder-
te würde demnach zu einer Be-
nachteiligung der nicht behin-
derten Prüflinge führen.

Die Mehrheit der Richter ar-
gumentierte mit dem Gleich
stellungsgesetz. Dieses schütze
Rechte vonMenschenmit Beein-

trächtigungen. Massnahmen, die
diesen Schutz nicht gewährleiste-
ten, seien nicht nur rechtswidrig,
sondern auch diskriminierend.

Für die Mehrheit ist es nicht
gegeben, dass ein Nachteilsaus-
gleich für Behinderte den medi-
zinischen Zugangstest ungerecht
macht. Die Kammerpräsidentin
verglich den Zeitzuschlagmit ei-
ner Brille, die sich Weitsichtige
aufsetzen müssen, wenn sie die
Aufgaben lösen sollen. Darum
wünscht das Bundesgericht, dass
eine unabhängige Stelle dieAus-
wirkungen des Nachteilsaus-
gleichs prüft.

Sie studiert jetzt Biomedizin
Als sie zumTiermedizinstudium
in Bern nicht zugelassenwurde,
hat MarionVassaux nicht aufge-
geben. Sie hat sich an der Uni-
versität Genf im Studiengang
Biomedizin eingeschrieben und
fühlt sich dort wohl.

Das Gerichtsurteil bedeutet
noch lange nicht, dass sich Vas-
saux erneut für den Zugangstest
anmelden kann. Sie habe mo-
mentan andere Prioritäten: «Ich
bereitemich aufmeine nächsten
Prüfungen in Biomedizin vor,
und in näherer oder fernerer Zu-
kunft ist der Zugangstest kein
Thema für mich.»

Sie freue sich aber über das
Urteil, weil es nicht nur für sie
selbst von Bedeutung sei, son-
dern auch für viele andere Men-
schen mit Lese- und Schreib-
schwäche, die Medizin und ins-
besondereTiermedizin studieren
wollten. «Das ist doch etwas sehr
Schönes», sagte Vassaux.

Studentinmit Leseschwäche erringt Sieg
Chancengleichheit im Studium Marion Vassaux hat vor dem Bundesgericht in ihrem Streit mit der Universität Bern
einen unerwarteten Erfolg erzielt. Der Zugang zumMedizinstudium für Behinderte muss neu geprüft werden.

DieMehrheit
der Richter
argumentierte
mit demGesetz
für Gleichstellung.

Triumph vor Bundesgericht: Marion Vassaux kämpft für den Zugang von handicapierten Menschen zum Medizinstudium. Foto: Keystone

Vor knapp zwei Wochen liess
eine Mitte-links-Koalition im
Ständerat die Bombe platzen. In
der Sicherheitspolitischen Kom-
mission (SIK) brachte sie einen
Plan für einen 15-Milliarden-Deal
durch. Mit einem Spezialgesetz
sollte ein «Fonds für Sicherheit
und Frieden» geschaffenwerden.
Daraus sollen ab 2025 10,1 Mil
liarden Franken für die Armee
sowie 5 Milliarden Franken für
den Wiederaufbau der Ukraine
finanziert werden. Die Einlagen
in diesen Fonds sollten an
der Schuldenbremse vorbeige-
schleust werden.

Rückzug in letzter Minute
Doch nun erleidet der Plan einen
schweren Rückschlag. Die Idee
der Initiantinnenwar es, ihr Spe-
zialgesetz parallel auch imNati-
onalrat voranzutreiben. So hät-
ten beide Räte schon im Juni da-

rüberabstimmenkönnen.Darum
sollte die Finanzkommission des
Nationalrats gestern ihrerseits
einen entsprechenden Antrag
zuhanden des Plenums verab-
schieden.

Eingereicht hatte den entspre-
chendenAntrag demVernehmen
nach die ZürcherMitte-National-
rätinYvonne Bürgin (im Stände-
ratwar esMarianne Binder, eben-
falls Mitte). Doch Bürgin zog

ihren Antrag gestern Morgen
quasi in letzter Minute zurück –
noch bevor die Kommission da-
rüber abstimmen konnte.

Offiziellwird derRückzugvon
der Kommission damit begrün-
det, dass der Plan im Ständerat
bereits eingespeist sei und später
ohnehin noch in den National-
rat kommen würde. «Das Anlie-
genwurde vomStänderat aufge-
nommen», sagte Kommissions-
präsidentin SarahWyss (SP, BS).
Die Finanzkommission wolle
nun «abwarten,was der Stände-
rat entscheidet».

Nur die halbeWahrheit
Das ist aber höchstens die halbe
Wahrheit.Aus Kommissionskrei-
sen verlautet, dass die Befürwor-
terinnen und Befürworter im
Verlaufe derDiskussion erkann-
ten, dass sie keineMehrheit hat-
ten. Die Rede ist davon, dass der

Antrag – falls er zurAbstimmung
gekommenwäre – mutmasslich
mit einer oder zwei StimmenUn-
terschied gescheitert wäre. Eine
Abstimmungsniederlage in der
Kommissionwäre für die Befür-
worterdesDeals dernoch schwe-
rere politische Rückschlag gewe-
sen als der vorläufige Verzicht
auf eine Abstimmung.

Die Befürworter spielten auch
mit dem Gedanken, den Antrag
bei den Sicherheitspolitikern des
Nationalrats einzubringen.Aber
dort zeichnete sich offenbarnoch
schneller ab, dass der Deal keine
Chance haben würde.

Die Gegner des 15 Milliarden
schweren «Fonds für Sicherheit
und Frieden» argumentieren in
der Kommission lautWyss unter
anderemmit der Schuldenbrem-
se. Sie vertraten dieAnsicht, dass
es nicht rechtmässig sei, die Gel-
der an der Schuldenbremse vor-

beizufinanzieren. In gewissen
Krisenfällen (etwa in derCorona-
Pandemie) sind solche Buchhal-
tungsmanöver zwar im Gesetz
ausdrücklich erlaubt. Im vor
liegenden Fall sieht das Finanz-
departement von Bundesrätin
Karin Keller-Sutter (FDP) die
nötigen Bedingungen für eine
sogenannte ausserordentliche
Finanzierung aber als nicht er-
füllt an.

Wie es mit dem «Fonds für
Sicherheit und Frieden» nun
weitergeht, entscheidet sich am
3. Juni, wenn das Plenum des
Ständerats darüber beratenwird.
Nach dem Rückschlag ist eines
bereits sicher: DieUmsetzungver-
zögert sich. Ob der Plan je umge-
setztwird, ist nach demNichtent-
scheid der Finanzkommissionen
noch unsicherer als zuvor.

Markus Häfliger

Rückschlag für den 15-Milliarden-Deal im Bundeshaus
Armee versus Schuldenbremse Die Initiantinnen des riesigen Geldpakets für Armee und Ukraine standen kurz vor einer Niederlage.

Mit einem Spezialgesetz sollen ab 2025 10,1 Milliarden Franken
für die Schweizer Armee finanziert werden. Foto: Keystone
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Yann Cherix, Bellinzona

40 TageTränen. Sie habe ihre Zeit
im Gebiet des Islamischen Staats
weinend verbracht, sagt sie. «Ich
wollte nurmeinen Sohn zurück!»
Nie habe sie irgendwelche Pläne
für ein Attentat gehabt. «Das
zu hören, ist unglaublich. Un-
glaublich.»

Dann stockt die Angeklagte,
ringt plötzlich umAtem.Eine Pa-
nikattacke. Ihre Schwester, hinter
ihr sitzend, schreit aufgeregt.Der
Richter ruft den Gerichtsmitar-
beiter, der die 52-Jährige aus dem
Saal führt. Die Anwesenden, der
Staatsanwalt, dieVerteidiger, bli-
cken sich an. Kurze Pause.

Zuvorhatte die Frau demBun-
desstrafgericht noch einmal von
ihrem Drama erzählt. Wie sie
zusammen mit ihrer älteren
Schwester ihren radikalisierten
Sohn ins IS-Gebiet begleitet hat
und dort von ihm getrennt wur-
de. «Diese Reise war die
schlimmste Erfahrung meines
Lebens», sagte sie.

Im blauen Hosenanzug sitzt
sie im Gerichtssaal, die halblan-
gen Haare trägt sie offen. Sie be-
hauptet, keine streng praktizie-
rende Muslima zu sein. «War ich
nie und werde ich nie sein.»

Die Vorwürfe gegen sie sind
schwerwiegend:Verstösse gegen
das IS-/Al-Qaida-Bundesgesetz.
Finanzielle Unterstützung einer
Terrororganisation.Dazu die Rei-
se in die vom IS besetzten syri-
schen Gebiete. Dort soll die Tu-
nesierinmit langjährigemWohn-
sitz imKantonWaadt zusammen
mit ihrer Schwester Anschlags-
pläne geschmiedet haben.

Die Anklage stützt sich dabei
auf zwei Zeuginnen, die zu dieser
Zeit ebenfalls im IS-Gebietwaren
und die beiden Romandes davon
haben erzählen hören.

Die Jüngere habe in Syrien den
Bau von Bomben erlernen wol-
len.Mögliche Ziele: die GayPride
in Bern oder Zürich.Auch von ei-
nem Anschlag auf die UNO in
Genf soll dasDuo aus demWaadt-
land gesprochen haben.

Überzeugte Radikale?
Wie ernst war es der damals
42-Jährigen? Und welche Rolle
spielte die ältere Schwester?

VorGericht beteuern beide,nie
Anschlagspläne gehabt zu haben.
Die Mutter sagt: «Warum sollte
ich dem Land, das mir seit über
dreissig Jahren Heimat ist, scha-
den wollen?»

Für den Ankläger sind die
Schwestern hingegen überzeug-
te Radikale, die im IS-Gebiet laut
den Zeuginnen «excitées», auf-
geregt, auf Gleichgesinnte trafen.
Sie sollen auchPropagandavideos
von Köpfungen herumgezeigt
haben.

AhmedAjil ist Kriminologe und
Extremismusforscher an derLau-
sannerUniversität. Er kennt viele
Fälle von Jihad-Reisenden.Hoch-
interessant seien diese. «Wie
Menschen radikalisiert werden,
lässt sich so besser verstehen.»

Verblendete in ganz Europa
seien zu Beginn der 2010er-Jahre
nach Syrien gezogen, angelockt
durch dieVersprechungen des IS
auf ein Kalifat; aktiviert durch die
Grausamkeiten gegen muslimi-
sche Menschen in Syrien.

Seit 2011 herrschte Krieg in
Syrien, gleichzeitig taumelte der

Irak dem Abgrund entgegen. In
dieses geopolitische Vakuum
drang dieTerrororganisation und
erreichte mit geschickter Propa-
ganda Menschen im fernen Eu-
ropa. So auch einenWaadtländer
Teenager, kaum 15-jährig, Sohn
der heute Angeklagten.

Er sei zu dieser Zeit tagelang
in seinemZimmervor demCom-
puter gewesen, erzählt sie in Bel-
linzona während einer Zigaret-
tenpause dieser Redaktion. Die
Angeklagte berichtet, wie ihr
SohnüberOnlinespiele und Face-
book Kontakte zu Extremisten
knüpfte. Und zu dieser Reise an-
gestiftet worden sein soll. So hat
– gemäss ihren Beteuerungen –
alles begonnen.

Die Mutter wollte ihren Sohn
nicht allein ziehen lassen.

Europa unter Schock
Im November 2014 gehen die
beiden auf die Reise ins Kalifat.
Mutter und Sohn fliegen zuerst
nach Istanbul. An der türkisch-
syrischen Grenze bleiben sie
aber hängen. Mutter und Sohn
kehren in die Schweiz zurück.

Dann geschieht Unvorstellba-
res. Jihadisten greifen Anfang
2015 mitten in Paris die Redak-
tionsräumedes französischen Sa-
tiremagazins «CharlieHebdo» an
und ermorden zwölf Menschen.

Während Europa noch unter
Schock steht, starten Mutter und

Sohn ihren zweiten Versuch.
Diesmal soll die Jihad-Reise
gelingen. Die Tunesierin über-
zeugt ihre ältere Schwester mit-
zukommen.Ein Genfer, einschlä-
gig bekannt, vermittelt gemäss
der Anklageschrift die nötigen
Kontakte in der Türkei.

Von Genf aus fliegen sie wie-
der nach Istanbul, dann in die
Stadt Gaziantep.

Zusammen mit anderen radi-
kalisierten Europäernwerden sie
auf einen Transporter geladen,
dieser bringt sie an den Grenz-
zaun. Durch ein Loch gelangen
sie auf syrisches Territorium. Zu
Fuss laufen sie mehrere Kilome-
ter durch die Nacht.

EinWagen des IS erwartet die
Gruppe und bringt sie in die Stadt
Tal Abyad. Im IS-Gebiet ange-
kommen, werden Frauen und
Männer sofort getrennt.

Während der SchweizerTeen-
ager in ein Militär-Ausbildungs-
campkommt,werdendieSchwes-
tern in einemStadthaus fürFrau-
en untergebracht.

Gemäss eigenenAussagenver-
langen die Schwestern und auch
der Sohn unabhängig voneinan-
der bereits nach drei Tagen im
IS-Land die Rückkehr in die
Schweiz. Sie hatten sich das an-
ders vorgestellt.

Die IS-Leutewerdenmisstrau-
isch.Die Schwestern und auch der
Teenager werden verdächtigt,

Spione zu sein. 20 Tage dauern
die Verhöre an. Sie werden psy-
chisch unter Druck gesetzt, blei-
ben aber körperlich unversehrt.

Reise durch den Terrorstaat
In Raqqa, der inoffiziellenHaupt-
stadt des Islamischen Staats,
kommt es zurWiedervereinigung
zwischenMutter, Sohn und Tan-
te. Nach 40 Tagen dürfen sie ge-
mäss eigenen Angaben wieder
ausreisen. Selbst eine «Taskia»,
ein Passierschein, soll der IS
ausgestellt haben.

Mit dem Bus geht es über
Jarabulus wieder in die Türkei.

Am 22. März landen sie in
Genf-Cointrin. Sie sind zurück in
der Schweiz. Die Rundreise ins
Zentrum eines Terrorstaates ist
beendet.

Während der Sohn 2016 ein
weiteresMal versucht, nach Syri-
en zu gelangen – und dafür spä-
ter vom Jugendgericht verurteilt
wird –, bleibt es um die Schwes-
tern ruhig.Trotzdemkommen sie
Ende 2017 plötzlich in Untersu-
chungshaft.

Laut ExperteAjil steht diesmit
anderen Verfahren von Jihad-
Rückkehrern in Verbindung. «Es
gab dortwohl neue Erkenntnisse,
die eine Festnahme der Schwes-
tern erforderlich machten.»

Sie kommen für kurze Zeit in
Untersuchungshaft. Über zwei
Jahre nach ihrer Jihad-Reise. Für

Ahmed Ajil ein Indiz dafür, dass
der Fall für die Bundesanwalt-
schaft nicht oberste Priorität hat.
«Doch auch dieser muss eben
zu Ende geführt werden. Nur so
verstehen wir alles besser.»

Drohenweitere Attentate?
Gerade wiederholt sich laut Ajil
die Geschichte. Was damals der
Syrienkrieg war, ist heute der
Krieg in Gaza. Wieder werden
Muslime getötet, wieder werden
Muslime im Rest der Welt akti-
viert. «Nur kann diesmal nie-
mand in den Krieg ziehen.
Gaza ist zu.»

Für den Terrorismusforscher
der Uni Lausanne bedeutet dies:
Agitierte Muslime mit Hang zur
Radikalisierung bleiben hier. In
Europa. Sowie der ZürcherTeen-
ager, der jüngst mit einem Mes-
ser einen Juden attackierte.

«Ich will nichts heraufbe-
schwören:Aberwirmüssenwohl
damit rechnen, dass es weitere
solche Attentate gibt.»

Der Nachrichtendienst des
Bundes geht von 92 jihadistisch
motivierten Reisenden aus der
Schweiz seit 2001 aus, davon ein
Dutzend Frauen.

Die Aufklärung, die Aufarbei-
tung solcher Fälle, soAhmedAjil,
sei eminent wichtig. Zogen die
beiden Schwestern aus Überzeu-
gung in den Jihad? Oder nur aus
Sorge um einen Teenager? Das
wird der Richter entscheiden
müssen.

Zurück im Gerichtssaal. Die
Mutter kehrt in Begleitung des
Gerichtsmitarbeiters zurück. Die
Panikattacke scheint überwun-
den. Empathisch fragt der Rich-
ter nach dem Befinden. «Ça va»,
sagt dieAngeklagte leise.DieVer-
handlung dauert nur noch kurz.

Der Bundesanwalt hat 24
beziehungsweise 20 Monate be-
dingt gefordert, für die Jüngere
der beiden, jene mit dem tunesi-
schen Pass, zudemeinen Landes-
verweis.

DieVerteidigung hingegen be-
antragt eine Freiheitsstrafe von
einem Jahr bedingt und den Ver-
zicht auf einen Landesverweis.

Für die Ältere der beiden – die
Schweizerin –wird ebenfalls nur
eine bedingte Freiheitsstrafe ge-
fordert.

Am 23. Mai erfolgt das Urteil.

Bomben für die UNO und die Gay Pride
IS-Prozess am Bundesstrafgericht Zwei Schwestern aus demWaadtland reisten 2015 nach Syrien ins Gebiet des Islamischen Staats.
Dort sollen sie Anschläge auf Schweizer Ziele geplant haben. Der Prozess in Bellinzona illustriert auch das Drama einer Mutter.

Die Schwestern und
auch der Teenager
werden verdächtigt,
Spione zu sein.

Was machten sie im IS-Land? Die Schwestern gestern Morgen beim Betreten des Bundesstrafgerichts in Bellinzona. Foto: Keystone
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Chronologie einer Verblendung

—November 2014: Erste
(gescheiterte) Syrienreise
von Mutter und Sohn
— Januar 2015: Attentat auf
Satiremagazin «Charlie Hebdo»
—November 2015: Attentat
auf Konzertlokal Bataclan
— Februar 2015:Mutter,
Sohn und Schwester gelangen
nach Syrien ins IS-Gebiet
—März 2015: Rückkehr des Trios
in die Schweiz
— Juli 2016: IS-Anschlag in Nizza
— Juli 2016: Sohn wird nach
einem erneuten Versuch,
ins IS-Gebiet zu reisen,
festgenommen
—Dezember 2016: Anschlag
auf Berliner Weihnachtsmarkt
— Juni 2017: Sechs Monate
Gefängnis auf Bewährung für den
Sohn. 2020 weitere sechs Monate
— September 2017: Festnahme
der Schwestern, rund zwei Monate
U-Haft


